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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

An der Metzer Straße, direkt angrenzend an 
die Wohnbebauung der „Gartenreihen“, 
befindet sich der historische Marienhof. Bei 
dieser Anlage handelt es sich um das denk-
malgeschützte Hauptgebäude, ein weiteres 
Wohnhaus mit Nebengebäude und dazuge-
höriger Gartenanlage. Diese ist mit einer 
ebenfalls denkmalgeschützten Mauer um-
geben. In diese Mauer integriert sind zwei 
Ecktürme sowie ein größerer Gartenpavil-
lon. 

Aktuell ist die Qualität des Marienhofes op-
timierungsbedürftig. Aufgrund der sehr ex-
ponierten Lage ist die Entwicklung des 
Standortes von großer städtebaulicher Be-
deutung. Dies gilt sowohl für die gewählte 
Art der Nachnutzung als auch deren gestal-
terische und städtebauliche Qualität.

Auf dem brachliegenden Grundstück des 
Marienhofes ist die Errichtung einer Wohn-
anlage mit Mehrfamilien- und Doppelhaus-
bebauung geplant. Grundstückseigentümer 
und Vorhabenträger für die Realisierung der 
geplanten Nutzung ist die Fertigbau Laux 
GmbH.

Eine stetige Nachfrage nach Wohnbauland 
ist aufgrund der Attraktivität der Kreisstadt 
als Wohn- und Arbeitsort vorhanden. Daher 
ist die Kreisstadt Saarlouis auch bestrebt, 
geeignete Flächen für eine Wohnbebauung 
nutzbar zu machen.

Der Bebauungsplan „Marienhof, Metzer 
Straße“ steht unter dem Oberziel des § 1 
Abs. 5 BauGB, wonach die Bauleitpläne 
eine nachhaltige Entwicklung und eine dem 
Wohl der Allgemeinheit dienende sozialge-
rechte Bodennutzung gewährleisten sollen. 
Er soll dazu beitragen, eine menschenwür-
dige Umwelt zu sichern und die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und zu ent-
wickeln. 

Die Nutzung dieser Fläche, die sich inner-
halb der im Zusammenhang bebauten Orts-
lage befindet, hat den Vorteil, dass die vor-
handene Erschließung genutzt werden 
kann. Damit wird unnötiger Landschaftsver-
brauch sowie zusätzlicher Erschließungs-
aufwand vermieden und zur wirtschaftliche-
ren Ausnutzung der bereits vorhandenen 
Ver- und Entsorgungssysteme beigetragen.

Eine vollständige Vorhabenzulässigkeit 
nach § 34 BauGB ist nicht gegeben. Ledig-
lich entlang der Metzer Straße könnten 
Bauvorhaben nach den Vorschriften des § 
34 BauGB zugelassen werden. Um für das 
Plangebiet eine Vorhabenzulässigkeit her-
zustellen, ist die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes erforderlich.

Die Kreisstadt Saarlouis hat somit nach § 1 
Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. 
§ 12 BauGB auf Antrag des Vorhabenträ-
gers die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes „Marienhof, Metzer 
Straße“ beschlossen. 

Mit der Erstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und der Durchführung 
des Verfahrens ist die Kernplan, Gesellschaft 
für Städtebau und Kommunikation mbH, 
Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, beauf-
tragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB 
 (Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
durch geführt. 

Zum 1. Januar 2007 ist eine Novelle des 
BauGB in Kraft getreten. Ziel der Gesetzes-
novelle war es unter anderem, die Verfahren 
für die Aufstellung von Bebauungsplänen, 
die der Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, der Nachverdichtung oder anderen 
Maßnahmen der Innenentwicklung dienen, 
wesentlich zu beschleunigen. Im § 13a 
BauGB, der neu ins Gesetz aufgenomme-
nen wurde, wird das so genannte „be-
schleunigte Verfahren“ geregelt. 

Bei dem zu überplanenden Gebiet handelt 
es sich um eine innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortslage von Saarlouis 
gelegene Fläche mit einer Größe von etwa 
6.830 m². Der Bebauungsplan dient der in-
nerörtlichen Nachverdichtung. Mit dem Be-
bauungsplan wird eine Neuversiegelung 
von deutlich weniger als 20.000 m² (Ge-
bäude, Gebäudezufahrten etc.) ermöglicht.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu. 

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten / be-
schleunigten Verfahrens nach § 13 BauGB 
gelten entsprechend: Es wird darauf hinge-
wiesen, dass gem. § 13 Abs. 2 und 3 BauGB 
und § 13a Abs. 2 und 3 BauGB von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind, der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB 
und von der frühzeitigen Unterrichtung und 
Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB abgesehen wird.

Integrierte Grünordnung

Bei „§13a-Bebauungsplänen“ der Größen-
ordnung bis zu 20.000 m² fällt die förmliche 
Umweltprüfung weg (s. oben). 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
„Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung 
des Bebauungsplans zu erwarten sind, als 
im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig“. Ein Ausgleich der vorgenomme-
nen Eingriffe ist damit nicht notwendig. 

Dennoch gilt selbstverständlich auch für 
Bauleitpläne, die im beschleunigten Verfah-
ren aufgestellt werden, weiterhin die Ver-
pflichtung, dass die Belange des Umwelt-
schutzes einschließlich des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege sachgerecht bei 
der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind.
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Voraussetzungen des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
der eine umfassende Gesamtbeschrei-
bung des Vorhabens enthält, ist von 
dem Vorhabenträger zu erarbeiten, der 
Kreisstadt Saarlouis vorzulegen und ab-
zustimmen.

•	 Der Durchführungsvertrag, in dem sich 
der Vorhabenträger auf der Grundlage 
eines mit der Kreisstadt abgestimmten 
Planes zur Durchführung des Vorhabens 
innerhalb einer bestimmten Frist und 
zur Tragung der Planungs- und Erschlie-
ßungskosten ganz oder teilweise ver-
pflichtet, ist vor dem Satzungsbeschluss 
des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes zwischen Vorhabenträger und 
Kommune abzuschließen.

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Der Durchführungsvertrag und die darin 
enthaltenen Verpflichtungen des Vorha-
benträgers hingegen bleiben rechtlich 
gegenüber dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan selbstständig.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich in der Gemar-
kung Saarlouis, Flur 04, am Rand der Innen-
stadt unmittelbar an der B 405.

Der Geltungsbereich liegt im Kreuzungsbe-
reich zwischen der Metzer Straße und der 
Rosenstraße innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortslage.

Die das Grundstück umgebende, denkmal-
geschützte Mauer liegt noch innerhalb des 
Geltungsbereiches. Der Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes wird wie folgt be-
grenzt:

•	 im Osten durch die Straßenverkehrsflä-
che mit der angrenzenden Bebauung 
der Rosenstraße 

•	 im Süden durch die angrenzende Wohn-
bebauung mit privater Freifläche / Gar-
ten (Rosenstraße 8)

•	 im Westen durch gärtnerisch genutzte 
Grün- und Freiflächen

•	 im Norden durch die Straßenverkehrs-
fläche der Metzer Straße mit angren-
zender gewerblicher Nutzung

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen-
tumsverhältnisse

Die Fläche, die sich bislang in Privateigen-
tum befand, wurde von der Firma Fertigbau 
Laux GmbH erworben. Lediglich das bereits 
bestehende Anwesen Metzer Straße 47 ist 
nicht im Eigentum des Vorhabenträgers. 

Aufgrund der Eigentumsverhältnisse ist von 
einer zügigen Realisierung auszugehen.

Die Anlage besitzt einen rechteckigen, sym-
metrischen Grundriss. Durch die umgeben-
de Einfassungsmauer bildet das Anwesen 
eine in sich geschlossene Einheit. Die be-
stehenden Wohn- und Nebengebäude  sind 
entlang der Metzer Straße angeordnet. 
Westlich des denkmalgeschützten Wohnge-
bäudes befindet sich aktuell eine Garagen-
zeile, die rückgebaut werden soll.

Die zugehörigen Gartenflächen mit altem 
Baumbestand sind extensiv bewirtschaftet. 

Die Fläche des Marienhofes grenzt an den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Gartenreihen, Teilplan 1“, rechtskräftig 
seit dem 08.12.1968. Dieser Bebauungs-
plan setzt für die umgebende Bebauung ein 
Reines Wohngebiet gem. § 3 BauNVO fest. 

Entlang der Metzer Straße ist die Bebauung 
zwingend zweigeschossig, im rückwärtigen 
Teil, entlang der Rosenstraße, wird diese auf 
ein Vollgeschoss reduziert. Nach Westen 
schließen sich zwei gemischt genutzte Ge-
bäude an, wobei das angrenzende Anwe-
sen zurzeit leer steht. Daran anschließend 
befinden sich die Auf- bzw. Abfahrten zur A 
620. Die Autobahn wirkt als begrenzendes 
Element, da sie im Bereich des Marienhofes 
in Form einer Aufschüttung geführt wird 
und in einem Brückenbauwerk die Metzer 
Straße quert.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: LVL, Vermessungsbüro Geisler, Saarlouis;  
Bearbeitung: Kernplan

Lage des Vorhabens im Innenstadtbereich; Quelle: ZORA, LVGL

Marienhof

Innenstadt
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Nach Norden schließt sich das Wohngebiet 
Vogelsang an. In direkter Nachbarschaft 
zum Marienhof ist ein EDEKA-Vollsortimen-
ter geplant. Dieser soll die Grundversor-
gung der umgebenden Wohnbevölkerung 
sicherstellen.

Das im rückwärtigen Bereich bisher unbe-
baute Plangebiet ist für Wohnnutzung so-
mit geeignet.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet weist eine ebene reliefarme 
Fläche ohne Höhenunterschiede auf. Es ist 

nicht davon auszugehen, dass sich die To-
pografie in irgendeiner Weise auf die Fest-
setzungen dieses vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes auswirken wird (insbeson-
dere Festsetzungen der Baufenster).

Verkehr

Die Erschließung erfolgt, bedingt durch die 
durchgehende Gartenmauer, ausschließlich 
über die Metzer Straße. Die unter Denkmal-
schutz stehende Mauer soll vollständig er-
halten bleiben, so dass auch künftig keine 
Erschließungsmöglichkeit über die Rosen-
straße besteht. 

Das Plangebiet wird über die B 405 an das 
örtliche und überörtliche Verkehrsnetz an-
geschlossen. Die B 405 ist eine der Haupter-
schließungsstraßen der Innenstadt. Zudem 
liegt das Plangebiet direkt an einer Bushal-
testelle (nördlich des Geltungsbereiches).

Die aktuelle Ein- und Ausfahrtssituation 
zum Plangebiet muss angepasst werden, da 
im Bereich der östlichen Ausfahrt eine Licht-
signalanlage installiert werden soll. Die 
westliche Zufahrt kann bestehen bleiben 
und gleichzeitig als Ein- und Ausfahrt des 
Plangebietes in die Metzer Straße dienen.

Denkmalgeschütztes Hauptgebäude

Extensiv genutzte Gartenfläche
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Zur Realisierung des Vorhabens ist die Her-
stellung interner Erschließungsanlagen er-
forderlich.

Aufgrund der besonderen Lage ist mit Ver-
kehrslärmeinwirkungen zu rechnen. Neben 
der Lärmbelastung durch die Metzer Straße 
stellt die Autobahn eine weitere Lärmquelle 
dar. Ungünstig ist, dass die bestehende 
Lärmschutzwand der A 620 der Ausfahrt zur 
Metzer Straße folgt und im Bereich des Brü-
ckenbauwerkes über die Metzer Straße kein 
Lärmschutz vorhanden ist. 

Festsetzungen zum passiven Schallschutz 
sind erforderlich.

Die geplante Bebauung soll zudem in un-
mittelbarer Nachbarschaft zu bestehenden 
Wohngebäuden errichtet werden. An den 
benachbarten Wohngebäuden entlang der 
Metzer Straße bestehen Verkehrslärmein-
wirkungen auf dem gleichen Niveau wie an 
den straßenzugewandten Fassaden der im 
Plangebiet vorgesehenen Wohnbebauung.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden Bebauung bereits 
vorhanden (Wasser, Gas, Elektrizität).

Das Plangebiet soll in einem Mischsystem 
entwässert werden. Abweichend von den 
Vorgaben des § 49 a SWG, besteht aus to-
pografischen Gegebenheiten keine Mög-
lichkeit das Niederschlagswasser in ein 
oberirdisches Gewässer oder Vorfluter ein-
zuleiten. Durch den hohen anstehenden 
Grundwasserpegel (ca. 2,00 m unter Gelän-
deoberkante) im relevanten Einzugsgebiet 
ist eine Versickerung nicht sinnvoll. 

Für den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Marienhof, Metzer Straße“ wird ein 
Schmutzwasserkanal mit Einspeisung des 
Niederschlagswassers über gedrosselte Zis-
ternen vorgesehen. 

Die Größe der Zisternen ermittelt sich je-
weils nach der versiegelten Fläche des Bau-
grundstückes. 

Hier wird festgelegt, für die Bemessung der 
Zisterne, auf dem Grundstück ist ein ortsfes-
ter Auffangbehälter (Zisterne) einzubauen. 
Mindestvolumen von 1 m3, dient aus-
schließlich zur Sammlung und zum Ge-
brauch von Niederschlagswasser. Der Um-
fang der überbauten und versiegelten Flä-
che, von der das Niederschlagswasser in 
den Auffangbehälter abgeleitet wird, ist im 

Verhältnis von 20 m2 je m3 Fassungsver-
mögen des Behälters auszuführen. 

Der Überlauf des Auffangbehälters in die öf-
fentliche Abwasseranlage (Schmutzwasser-
kanal) darf die Einleitmenge von 1 I/s nicht 
übersteigen. 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Verfahrensvermerke

Einen genauen Überblick über das Verfah-
ren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes zeigt die ergänzende 
Planzeichnung unter der Rubrik “Verfah-
rensvermerke”.

Kosten und Finanzierung

Die gesamten im Zuge der Planung anfal-
lenden Kosten sind durch den Vorhabenträ-
ger, die Fertigbau Laux GmbH, zu beglei-
chen.

Der Kreisstadt Saarlouis entstehen durch 
die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes keine Kosten.

Auszug aus der Lärmkartierung 2013, Tageswerte gem. Lärmaktionsplan Lden; Quelle: Kreisstadt Saarlouis



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Marienhof, Metzer Straße“ 9 www.kernplan.de

Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Kernzone des Verdichtungsraumes, Siedlungsachse 1. Ordnung, Mittelzentrum mit Ver-
sorgungsfunktion für die Kreisstadtteile und mittelzentraler Verflechtungsbereich für die 
Gemeinden Bous, Ensdorf, Saarwellingen, Schwalbach, Wallerfangen und Überherrn

Vorranggebiete Nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche überwiegend Wohnen (entspricht dem 
Planvorhaben)

•	 (Z 12): Konzentration der Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der 
Siedlungsachsen (ausgewogene Raumstruktur, Vermeidung flächenhafter Siedlungs-
strukturen, Erreichbarkeitsverhältnisse): erfüllt

•	 (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in 
den Außenbereich: erfüllt

•	 (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen statt Ausweisung und Erschlie-
ßung neuer Wohnbauflächen: erfüllt

•	 Schwerpunkt für die Wohnsiedlungstätigkeit innerhalb des zentralen Ortes: erfüllt

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten •	 3,5 Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner und Jahr entspricht 122,5 Wohnungen / 
Jahr (35.000 Einwohner)

•	 mind. einzuhaltender Dichtewert: 30 W / ha, der Dichtewert kann trotz Vorgaben des 
Denkmalschutzes eingehalten werden

•	 FNP 1987 mit großzügiger Ausweisung von Wohnbaureserveflächen

•	 die Wohnbaulandreserve im Bereich Marienhof dient der Nachverdichtung

•	 keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes. 

•	 Es wird beantragt, dass aufgrund § 13a BauGB (Bebauungsplan, der der Nachver-
dichtung dient) die Wohneinheiten nicht angerechnet werden. 

Landschaftsprogramm keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Nicht betroffen

Regionalpark Regionalpark Saar (damit aber keine restriktiven Wirkungen verbunden)

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Naturparks, Biosphärenreservate 

nicht betroffen

Denkmalschutz •	 Einzeldenkmal: Metzer Straße 45, Hofgut Marienhof, Gartenpavillon, Umfassungs-
mauer / Einfriedungsmauer einschl. der Ecktürme, 17. Jh., Umbauten im 18./19. Jh. 

•	 Erhalt und Sanierung der Umfassungsmauer 

•	 In dem Plangebiet befinden sich Einzeldenkmäler, für die bei Veränderungen eine 
denkmalrechtliche Genehmigung gem. § 8 SDschG erforderlich ist. Gleiches gilt für 
die Umgebung der Denkmäler. Bei Bodenfunden besteht Anzeigepflicht und ein Ver-
änderungsverbot gem. § 12 SDschG.

•	 nachrichtliche Übernahme gem. § 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan
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Kriterium Beschreibung

Naturdenkmäler/archäologisch bedeuten-
de Landschaften nach § 6 SDSchG oder in 
amtlichen Karten verzeichnete Gebiete

•	 nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1  SNG

•	 nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	  aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkommen 
ökologisch hochwertiger Biotoptypen oder Arten: innerhalb des Geltungsbereiches 
keine Arten oder Flächen im Datenmaterial des  Arten- und Biotopschutzprogramms 
dargestellt; Plangebiet nicht im Rahmen der Biotopkartierung erfasst

•	  auf Grundlage einer Geländebegehung keine gesetzlich geschützten Biotope oder 
FFH-Lebensraumtypen vorhanden

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Einzelbäume und Gehölzbestände betroffen, die als Gelege für Vögel dienen können: 
Hinweis auf § 39 Abs. 5 BNatschG (Rodungsfrist)
Potenzielle Gebäudebabrisse sollten ebenfalls in dieser Zeitspanne erfolgen

Besonderer Artenschutz  (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungszu-
stand und einer großen Anpassungsfähig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Störungen und keine Be-
einträchtigungen der ökologischen Funkti-
on ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwar-
ten) werden nicht einzeln geprüft

•	  Bestehende Vorbelastungen:

 -  Lage innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage mit nach 3 Seiten un-
mittelbar angrenzenden Wohn- und Gewerbenutzungen inkl. Gartennutzungen 
und Straßen mit Störungspotenzial (Lärm, Bewegungsunruhe)

 -  Im Nordwesten B 405 (durchschnittliche Verkehrsdichte von 12.283 KFZ/24 h 
laut Verkehrsmengenkarte), im Süden A 620 mit Auf-/Abfahrt (durchschnittliche 
Verkehrsdichte von 44.986 KFZ/24 h laut Verkehrsmengenkarte), beide mit sehr 
starker Verkehrsbelastung - bei der ökologischen Beurteilung von Biotopen im 
Rahmen des Leitfadens Eingriffsbewertung des Ministeriums für Umwelt (2001) 
als Belastung von außen, die die Qualität eines Lebensraumes und der dazugehö-
rigen Lebensgemeinschaften in ihrer Wertigkeit sehr deutlich beeinträchtigt

 -  Bestehende Versiegelungen durch vorhandene Gebäude und betonierte Hof- und 
Wegeflächen

 -  Diverse Ablagerungen/Müll 

•	  Habitatausstattung (Geländebegehung; zusätzlich Bestandserfassung durch Kreis-
stadt, s. Anhang): 

•	 Von Mauer umgebene verwilderte, parkähnliche Gartenfläche

 - z.T. dicht mit Efeu bewachsene Mauer, z.T. verputzt

 -  Zierflächen (Beete, Ziergehölze, Zierhecken mit Arten wie Liguster, Forsythie, Flie-
der, Johannisbeere, Stechpalme, Lorbeere, Korkenzieher-Weide)

 -  durchgewachsene ehemalige Schnitthecken und Strauchpflanzungen (neben 
Zierarten auch einheimische Arten wie Hasel, Esche, Weißdorn, Brombeere, Roter 
Hartriegel, Traubenkirsche, Salweide)

 -  Brombeerverbuschungen

 -  Artenarme Wiesenbrachen aus brachgefallenen ehemaligen Rasen- und Nutzgar-
tenflächen mit Knäuelgras dominierend

 -  Einzelbäume, teils stärkeren Stammholzes: teils einheimische Arten wie Esche, 
Berg-Ahorn oder Hänge-Birke, daneben Obstbäume wie Kirsche, Walnuss, Birne 
oder Pflaume sowie Zier- und Nadelholzarten wie Rosskastanie, Ginkgo, Blaufich-
te, Weißtanne, Schwarz- und Weymouth-Kiefer oder Fichte

 -  Teilweise Bäume sowie Boden mit Efeu überwachsen  

 - nach Süden grenzt kleinerer dichter Gehölzbestand (kleines Wäldchen) an; an-
sonsten Wohn- und Gewerbenutzungen sowie Straßen
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Kriterium Beschreibung

•	  Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- 
und Pflanzenarten:

 -  ABSP-Artpool führt für das betroffene Gebiet keine Tier- oder Pflanzenarten auf

 -  Nicht bei der Biotopkartierung erfasst

 -  auf Grundlage einer Geländebegehung weder FFH-Lebensraumtyp noch gesetz-
lich geschütztes Biotop betroffen

 -  aufgrund der Vorbelastungen, die mit einem hohen Störgrad verbunden sind, Be-
deutung des Plangebietes als Lebensraum für planungsrelevante Tiere (insbeson-
dere Vögel) deutlich eingeschränkt

 -  keine abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tierarten, insbesondere 
keine Fortpflanzungsräume streng geschützter Tierarten, zu erwarten; bezieht 
sich auf sämtliche im Saarland vorkommenden potenziell betroffenen gemein-
schaftsrechtlich geschützten Tiere (Libellen, Fische, Muscheln, Rundmäuler, 
Weichtiere, Krebse, Reptilien, Amphibien, Tagfalter, Käfer, Heuschrecken, Säuge-
tiere, Vögel).

Spezielle Abschätzung der Bedeutung für Vögel, Fledermäuse und Reptilien:

•	 Bedeutung für artenschutzrelevante Vogelarten: weder Brutstätten von Vogelarten 
des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie noch Fundnachweise für Rast- und Zugvogel-
arten im Geltungsbereich bekannt und aufgrund der bestehenden Vorbelastungen/
Habitatausprägung auch nicht zu erwarten 

 - Eingriffsgebiet zwar Lebensraum (sowohl zur Jagd als auch zur Fortpflanzung) 
von sonstigen europäischen Vogelarten, jedoch nur häufige und ubiquitär ver-
breitete störungsunempfindliche Arten zu erwarten; während der Geländebege-
hung auf oder im Umfeld des Geltungsbereiches Arten wie Kohl- und Blaumeise, 
Buchfink, Haussperling, Amsel, Rotkehlchen, Grünfink, Ringeltaube erfasst; bei 
potenziell entstehenden lokalen, sehr kleinflächigen Habitatverlusten ausrei-
chend Ausweichmöglichkeiten in den unmittelbar angrenzenden Lebensräumen 
(angrenzende Gärten, angrenzender Gehölzbestand) vorhanden 

 -  auch nach Realisierung der Planung bieten die zukünftig Gartenflächen Habitat-
möglichkeiten

•	  Bedeutung für Fledermäuse: auf Grundlage einer Potenzialabschätzung des vorhan-
denen Baumbestandes als Fledermausquartier (Untersuchung der Bäume auf Höhlen, 
abgeplatzte Rinde, vorhandene Kot- oder Urinspuren, …) keine Hinweise auf Quar-
tiernutzung; denkmalgeschützte Gebäude bieten zumindest teilweise Quartierpoten-
zial

•	  Bedeutung für Reptilien, insbesondere Eidechsen: aufgrund der isolierten Lage, des 
Fehlens wichtiger Habitatstrukturen sowie der starken Beschattung des größten Teils 
der Fläche eher nicht mit einem Vorkommen zu rechnen  

•	  artenschutzrechtliche Beurteilung: 

 -  dem Geltungsbereich kommt aktuell keine besondere artenschutzrechtliche Be-
deutung zu; für alle potenziell betroffenen Tierartgruppen gilt: einzelne Individu-
en können Teil-Habitate verlieren, die örtlichen Tier-Populationen werden jedoch 
auf Grund des Vorhandenseins ausreichend großer vergleichbarer Lebensräume 
im direkten Umfeld, auf die ausgewichen werden kann, keine erheblichen Beein-
trächtigungen erfahren

 -  erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen von artenschutzrechtlich relevanten 
Arten insgesamt nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten, kein Verbot-
statbestand

•	  Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

 - Über die obigen Ausführungen hinaus kein FFH-Lebensraumtyp/besonders ge-
schützter Lebensraum betroffen

Fazit Nach derzeitigem Kenntnisstand kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 BNatSchG, 
Voraussetzungen für Haftungsfreistellung für Schäden an bestimmten Arten und natür-
lichen Lebensräumen nach § 19 BNatSchG erfüllt



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Marienhof, Metzer Straße“ 12 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

Baumschutzsatzung

Städtische Baumschutzsatzung: Bäume 
mit einem Stammumfang von über 60 cm 
(langsam wachsende ab 40 cm) unterlie-
gen speziellem Schutz

•	 nicht gezählt werden Obstbäume außer Walnuss und Esskastanie

•	 Antrag auf Befreiung notwendig sowie Neuanpflanzung/ Ausgleichszahlung (s. An-
hang): Anpflanzung von 46 Bäumen derselben oder gleichwertigen Art mit Mindest-
umfang von 20 cm gemessen in 1m Höhe oder Ausgleichszahlung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan (Quelle: Kreisstadt 
Saarlouis)

Darstellung: Wohnbaufläche, Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB erfüllt

Bebauungsplan liegt nicht vor, aktuell nach den Vorgaben des § 34 BauGB zu beurteilen, aber:

•	 Erschließung des Plangebietes nicht vollständig gesichert

•	 ausschließlich entlang der Metzer Straße könnten Wohnbauvorhaben nach den Vor-
schriften des § 34 BauGB zugelassen werden

•	 der bestehende Bebauungszusammenhang vermittelt keinen Eindruck von Geschlos-
senheit („Außenbereich im Innenbereich“)

•	 die im Süden angrenzende Fläche ist als Außenbereich nach § 35 BauGB zu werten
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Ein Vorhabenträger ist mit konkreten Pla-
nungsabsichten für die Entwicklung des 
Marienhof-Grundstückes an die Kreisstadt 
Saarlouis herangetreten.  

Für die Entwicklung des Standortes eignen 
sich angesichts der umliegenden Wohnbe-
bauung nur wenige Nutzungen. Die geplan-
te Nutzung muss also mit der vorhandenen 
Nutzung verträglich sein. 

Insbesondere auch die übergeordneten Ver-
kehrsbelange der benachbarten Hauptver-
kehrsstraße, das Störgradpotenzial für die 
umgebende Wohnnutzung sowie die städ-
tebaulich gestalterischen Anforderungen 
stellen Entwicklungshemmnisse dar. 

Dem trägt die Realisierung der Wohnanlage 
Rechnung. Eine Weiterentwicklung des 
Standortes mit gewerblicher Nutzung hätte 
hingegen Konfliktpotenzial. Sonstige Nut-
zungsalternativen sind nicht gewünscht.

Wohnnutzung ist eine wirtschaftlich reali-
sierbare, vor dem Hintergrund des hohen 
Bedarfs begründbare Nutzung und konflikt-
arme Alternative. Durch die geplante Nach-
verdichtung wird die Kreisstadt der anhal-
tenden Nachfrage nach Wohnraum gerecht.

Der Flächennutzungsplan stellt für das 
Grundstück eine Wohnbaufläche dar. Als 

planerische Zielvorstellung des vorbereiten-
den Bauleitplanes ist demnach auch Wohn-
nutzung an diesem Standort vorgesehen.  

Der Standort liegt zudem in zentraler Lage. 
Hierdurch sind die kurzen Wege ein ent-
scheidender Standortfaktor für die Entwick-
lung des Grundstückes. Die Metzer Straße 
sorgt für eine optimale Anbindung an das 
überörtliche Verkehrsnetz. 

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus den 
dargelegten Gründen außen vor bleiben.

Im bisherigen Planungsprozess wurden ver-
schiedene Bebauungsalternativen disku-
tiert:

•	 Bebauungsvorschlag 1: vollständige Be-
bauung des Gartenbereiches, Mehrfa-
milienhäuser, kaum Abstand zur Nach-
barbebauung

•	 Bebauungsvorschlag 2: Reduktion des 
Bauvolumens zugunsten des Erhaltes 
eines Teilbereiches der Gartenfläche, 
ausreichend Abstand zur Nachbarbe-
bauung (Rosenstraße 8), gärtnerische 
Freiflächengestaltung der Vorzone des 
denkmalgeschützten Gartenpavillons 
und der Ecktürme, Spielplatz, Mehrfa-
milienhäuser (zwei Gebäude mit je 8 
Wohneinheiten, zwei Mehrfamilienhäu-
ser mit je 5 Wohneinheiten), „Riegelbe-
bauung“, Ausbildung eines „Hofes“

•	 Bebauungsvorschlag 3: wie Bebau-
ungsvorschlag 2, aber: rückwärtige Be-
bauung mit freistehenden Einfamilien-
häusern

Von Seiten der Verwaltung und der städti-
schen Gremien wurde die Weiterentwick-
lung des Bebauungsvorschlages 3 insbe-
sondere aus folgenden Gründen favorisiert:

•	 Reduktion der dichten Bebauung ge-
genüber Bebauungsvorschlag 1 und 2

•	 Erhalt eines Teilbereiches der Gartenflä-
che gegenüber Bebauungsvorschlag 1

Bebauungsvorschlag 1, Quelle: Fertigbau Laux GmbH

Bebauungsvorschlag 2, Quelle: Kreisstadt Saarlouis 
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•	 ausreichend Abstand zur Nachbarbe-
bauung (Rosenstraße 8) gegenüber Be-
bauungsvorschlag 1

•	 Anpassung der Geschossigkeit an die 
Umgebung

•	 Übernahme der Bauweise der Umge-
bung im Bereich der Rosenstraße 
gegenüber Bebauungsvorschlag 1 und 
2.

Vorhaben- und Erschließungsplan, ohne Maßstab, Stand: 30.06.2015; Quelle: Architekturbüro Baumeister, Homburg 

Bebauungsvorschlag 3, Quelle: Kreisstadt Saarlouis
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Städtebauliche Konzeption

„Die vorgesehene Bebauung soll den be-
stehenden Charakter nicht verändern. Es ist 
nicht vorgesehen, die Mauer zu öffnen. (...)

Die Bebauung sieht vor, den Garten des 
Marienhofes so zu bebauen, dass die homo-
gene gewachsene Struktur sinnvoll ergänzt 
wird. Dazu ist vorgesehen, die Garagenan-
lage rückzubauen und eine neue private Er-
schließungsstraße zu erstellen.

Die neue Erschließungsstraße ist eine neue 
zentrale Achse, die auf das rückwärtige Gar-
tenhaus führt und das Gebiet achsial in 
zwei Bereiche teilt. 

Diese Straße wird als 5.50 m breite Straße 
zur Erschließung der neuen Gebäude aus-
geführt und als 3.00 m breiter befahrbarer 
Fußweg fortgeführt. 

Zur Unterstützung dieses achsialen Gedan-
kens wird eine Baumallee entlang der Stra-
ße erstellt. 

Der Maßstab für die neuen Gebäude bildet 
in der Form und der Ausführung das vor-
handene denkmalgeschützte Gebäude ab. 

Als Pendant zu diesem Gebäude ist vorge-
sehen, auf der westlichen Seite der neuen 
achsialen Straße ein Mehrfamilienhaus zu 
erstellen, welches sich in der Baumasse, 
Traufhöhe, Dachform, Firsthöhe und Fassa-
dengestaltung an diesem Gebäude orien-
tiert, aber modern interpretiert wird. 

Im rückwärtigen Bereich sollen sechs Dop-
pelhäuser entstehen, die sich in der Bau-
masse und der Dachform ebenfalls an das 
denkmalgeschützte Gebäude orientieren. 

Diese Gebäude sollen einen großzügigen 
Abstand zur Südgrenze des Plangebietes 
haben, um die Philosophie einer Gartenbe-
bauung zu unterstützen. Es ist vorgesehen 

Straßenansicht Metzer Straße, Stand: 25.02.2015; Quelle: Architekturbüro Baumeister, Homburg 

Schnitt Mehrfamilienhaus, Stand: 25.02.2015; Quelle: Architekturbüro Baumeister, Homburg 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Marienhof, Metzer Straße“ 16 www.kernplan.de

die Freiflächen großzügig mit einer ergän-
zenden Bepflanzung auszustatten. 

Die Doppelhaushälften erhalten jeweils 
eine separate Garage und Stellplätze auf 
dem eigenen Grundstück. Die Mehrfami-
lienhäuser erhalten Stellplätze. 

Ein zentraler Standort für den Müll ist an 
der Metzer Straße vorgesehen. 

Durch die geschlossene Anlage wird sich 
der Verkehr lediglich als Anliegerverkehr 
auswirken. 

Die Zufahrt dieses Plangebietes erfolgt 
durch die bereits vorhandene westliche Zu-
fahrt an der Metzer Straße. Da diese Straße 
sehr stark befahren ist, ist vorgesehen, 
einen reinen Rechtsverkehr zu erlauben.

Das Thema „Wohnen im Garten des histori-
schen Marienhof“ wird durch die zurück-
haltende Bebauung in Form, Größe und An-
zahl gewährleistet.“ (Quelle: Entwurfserläute-
rung, Stand: 25.02.2015; Architekturbüro Baumeister, 
Homburg)

Straßenansicht Privatweg, Stand: 25.02.2015; Quelle: Architekturbüro Baumeister, Homburg 
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Bauplanungsrechtliche Festset-
zungen

§ 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB

Die Nutzung wird im Durchführungsvertrag 
konkretisiert, so dass eindeutig bestimmbar 
ist, welches Vorhaben der Vorhabenträger 
realisiert. Auf diese Weise sind Änderungen 
der geplanten Nutzung möglich, ohne dass 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan ein 
Änderungsverfahren durchlaufen muss.

Nutzungsart „Wohnen“

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Die zulässige Nutzungsart wird auf Grund-
lage des Vorhaben- und Erschließungspla-
nes definiert (bei der Erstellung von vorha-
benbezogenen Bebauungsplänen besteht 
gem. § 12 Abs. 3 BauGB keine Bindung an 
den abschließenden Festsetzungskatalog 
des § 9 BauGB).

Zentrales Anliegen dieses Bebauungsplanes 
ist das Schaffen der planungsrechtlichen 

Voraussetzungen zur Realisierung der ge-
planten Wohnanlage. 

Diese Wohnnutzung wird auch aus Gründen 
der Gesamtstadtentwicklung verfolgt.

Es soll ein Gebiet entwickelt werden, das in 
Anlehnung an ein Allgemeines Wohngebiet 
vorwiegend dem Wohnen dient. Weiterhin 
sind an diesem Standort vereinzelt das 
Wohnen ergänzende und mit dem Wohnen 
verträgliche Nutzungsarten denkbar (z.B. 
nicht störende Dienstleister, freiberufliche 
Nutzung).

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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Die Umgebung dient ebenfalls überwie-
gend dem Wohnen und als Standort von 
Nutzungen, die die Wohnruhe nicht wesent-
lich stören. Dem Ziel der Intensivierung der 
Wohnnutzung wird Rechnung getragen. Die 
Festsetzung hat auch nachbarschützenden 
Charakter, so dass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen und durch den Verord-
nungsgeber die Sicherung gesunder Wohn-
verhältnisse gewahrt ist.

Die gewählte Nutzungsart ermöglicht somit 
die Realisierung eines typischen innerstädti- 
schen Wohnquartieres mit weiteren verträg-
lichen Nutzungen. Die Standortfaktoren, die 
mit der besonderen Lage des städtisch ge-
prägten Standortes einhergehen, können 
mit der Festsetzung voll ausgeschöpft wer-
den.

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
Kataloges des Allgemeinen Wohngebietes 
an diesem Standort realisierungsfähig. Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen sind bei-
spielsweise nicht gewünscht. Um nachteili-
ge Auswirkungen auf den Verkehrsfluss in 
der Metzer Straße zu vermeiden und auf-
grund der Erschließungssituation (Grund-
stückszu- und -ausfahrt ausschließlich als 
Rechtsabbieger) werden diese Nutzungen 
für unzulässig erklärt. Insbesondere Tank-
stellen haben üblicherweise ein erhöhtes 
Verkehrsaufkommen. Auch dem üblicher-
weise erhöhten Flächenbedarf und den 
baulichen Anforderungen dieser Nutzungen 
kann an diesem Standort nicht Rechnung 
getragen werden. 

Maß der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
- 21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Ergänzend zur Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse wird die Höhenentwicklung 
im Plangebiet über die Höhe baulicher Anla-
gen exakt geregelt und so auf eine absolu-
te Maximale begrenzt.

Die festgesetzten Höhen sind unter Beach-
tung geringfügiger Spielräume aus dem 
städtebaulichen Konzept abgeleitet und 
orientieren sich insbesondere an der Trauf-
höhe des denkmalgeschützten Gebäudes 
Metzer Straße 45. Die Traufhöhe dieses 
Denkmales liegt ebenfalls bei 6,50m. Auf 
Einheitlichkeit des denkmalgeschützten Be-
standes mit der geplanten Nutzung in der 

dritten Dimension wird besonderen Wert 
gelegt.

Auch durch das Bestandsgebäude in der 
Metzer Straße 47 wird diese Höhenfestset-
zung eingehalten. 

Da Dachform und Dachneigung definiert 
werden, ist die ergänzende Festsetzung der 
Firsthöhe nicht erforderlich.

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlage wird das Ziel verfolgt, die Errichtung 
überdimensionierter Baukörper im Vergleich 
zur umgebenden Bebauung zu verhindern 
und eine angemessene Integration ohne 
Beeinträchtigung des Stadt- und Land-
schaftsbildes zu erreichen. 

Mit der gewählten Höhe der baulichen An-
lagen ist auch gewährleistet, dass ein 
potenzielles Dachgeschoss auf den zulässi-
gen Vollgeschossen das angestrebte Einfü-
gen des Baukörpers in die Umgebung nicht 
gefährdet. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind analog § 18 BauNVO eindeu-
tige Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl analog § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die gewählte Grundflächenzahl orientiert 
sich eng an der städtebaulichen Konzeption 
und der gewünschten städtebaulich ver-
dichteten Nachnutzung. Aufgrund des aus 
städtebaulichen Gründen gewünschten En-
sembles (Freihaltung der Gartenfläche im 
Bereich des Gartenpavillons) sind die Ober-
grenzen der BauNVO für Wohngebiete nicht 
einzuhalten. Andere Bebauungsalternativen 
wurden, wie bereits dargelegt, geprüft, 
scheiden an diesem Standort jedoch aus.

Die Grundflächenzahl ist somit im Vergleich 
zu den Bemessungsobergrenzen des § 17 
BauNVO für Wohngebiete erhöht. Lediglich 
bei den zum Gartenpavillon orientierten 

Grundstücken kann eine geringe Grundflä-
chenzahl eingehalten werden.

Insbesondere resultierend 

•	 aus der zentrumsnahen Lage und 

•	 dem beschränkten Raumangebot 

geht eine stärkere Verdichtung und Versie-
gelung hervor. 

Eine geringere Grundflächenzahl würde zu 
einer wesentlichen Erschwerung der zweck-
entsprechenden Nutzung des Grundstückes 
führen (analog § 19 Abs. 4 Satz 4 BauNVO), 
die vorgesehene Konzeption wäre nicht rea-
lisierungsfähig. Die Einhaltung der Ober-
grenzen wäre an diesem Standort somit un-
verhältnismäßig.

Insbesondere der Stellplatzbedarf und die 
erforderliche Unterbringung des ruhenden 
Verkehrs auf dem Grundstück der geplan-
ten Wohnanlage fordern die Überschrei-
tung. Da im Wesentlichen also auch 
„Nebenanlagen“ von der Überschreitungs-
möglichkeit betroffen sind, ist auch kein er-
höhtes Verkehrsaufkommen zu erwarten. 

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind ge-
wahrt. Die Überschreitung der Grundflä-
chenzahl führt beispielsweise nicht zu einer 
Massierung, die ein erhöhtes Verkehrsauf-
kommen bedingt. 

Aufgrund der sonstigen Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung ist gewährleis-
tet, dass sich das Vorhaben in die Umge-
bung einfügt.

Vollgeschosse

Analog § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Voll-
geschosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird analog zur Festsetzung einer 
maximal zulässigen Gebäudehöhe das Ziel 
verfolgt, die Errichtung überdimensionierter 
Baukörper im Vergleich zum Baudenkmal zu 
unterbinden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich 
auch am Gebäudebestand der Umgebungs-
bebauung. Entlang der Metzer Straße ist die 
umgebende Bebauung mindestens zweige-
schossig. Im Verlauf der Rosenstraße redu-
ziert sich die Gebäudehöhe auf ein Vollge-
schoss.
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Die geplante Bebauung ist mit zwei Vollge-
schossen vorgesehen und fügt sich somit 
harmonisch ein.

Bauweise

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Gemäß dem städtebaulichen Konzept ist 
abgeleitet aus der Umgebungsbebauung 
der Rosenstraße eine offene Bauweise vor-
gesehen. 

In der offenen Bauweise sind die Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, 
wobei eine einseitige Grenzbebauung zur 
Realisierung der vorgesehenen Doppel-
hausstruktur zugelassen wird. 

Die überbaubare Grundstücksfläche lässt 
ausschließlich freistehende Einfamilien- und 
Doppelhäuser zu. Dies sichert zusammen 
mit der Bauweise die kleinteilige Einfamili-
enhausstruktur in der Umgebung.

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze analog § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf.

Die Baugrenzen orientieren sich exakt an 
der städtebaulichen Konzeption der geplan-
ten Bebauung. Somit können städtebauli-
che Spannungen zur Umgebungsnutzung 
vermieden und die Umsetzung des ge-
wünschten Bebauungsvorschlages 3 ge-
währleistet werden.

Gleichzeitig werden durch die Baufenster 
ausreichend Abstände zwischen den Bau-
körpern gewährleistet. Das erarbeitete Ge-
samtkonzept beachtet die öffentlich-rechtli-
chen geforderten Abstandsflächen nach 
LBO zwischen den Gebäuden.

Auch werden durch die Anordnung der Bau-
fenster größere Freiflächen und zusammen-
hängende Freiräume geschaffen. 

Die bestehenden baulichen Anlagen wer-
den ebenfalls gem. dem Bestand in die 
überbaubare Grundstücksfläche einbezo-
gen. Mit Ausnahme des Gartenpavillons 
sind bauliche Erweiterung hier aufgrund der 
eng zugeschnittenen Baufenster nicht mög-
lich. Lediglich der Gartenpavillon könnte so-
mit erweitert werden. Hierzu ist jedoch die 
Abstimmung mit dem Landesdenkmalamt 
erforderlich, wodurch die städtebauliche In-
tegration in die Umgebung gewährleistet 
werden kann.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sollen in Teilbereichen auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig sein. Damit ist eine zweckmäßige 
Bebauung des Grundstückes mit den erfor-
derlichen Nebenanlagen und Einrichtungen 
sichergestellt, ohne gesondert Baufenster 
ausweisen zu müssen. Näheres dazu ist mit 
der Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Garagen, etc. geregelt.

Flächen für Stellplätze, Carports 
und Garagen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 
BauNVO

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Garagen und Carports dient der Ordnung 
des ruhenden Verkehrs durch ein ausrei-
chendes Stellplatzangebot innerhalb des 
Plangebietes. Die für die geplante Nutzung 
erforderlichen Stellplätze werden aus-
schließlich auf dem Grundstück bereitge-
stellt. Zudem werden Beeinträchtigungen 
der bereits bestehenden Bebauung in der 
Nachbarschaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc.).

Vorgesehen sind 1,5 Stellplätze je Wohnein-
heit. Der definierte Stellplatzbedarf ist aus 
stadtplanerischer Sicht ausreichend.

Höchstzulässige Zahl der Woh-
nungen je Wohngebäude

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohnungen auf maximal eine Woh-
nung je Wohngebäude / Doppelhaushälfte 
im südöstlichen Geltungsbereich verhindert 
dort die Entstehung von Mehrfamilienhäu-
sern. Mehrfamilienhäuser sind lediglich im 

Eingangsbereich zum Plangebiet im Bereich 
der Metzer Straße gewünscht. 

Damit kann auch ein erhöhtes Verkehrsauf-
kommen vermieden und gewährleistet wer-
den, dass der ruhende Verkehr vollständig 
im Plangebiet organisiert werden kann. 

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, hier: Ver-
kehrsberuhigter Bereich, Privat-
weg

Analog § 9 Abs. Nr. 11 BauGB 

Die geplante interne Erschließungsstraße 
soll in Privateigentum bleiben.

Neben der Erschließungsfunktion sollen die 
internen Erschließungsanlagen insbesonde-
re der Kommunikation und dem Aufenthalt 
der Bewohner dienen. Aus diesem Grund 
soll sie höhengleich ausgebaut und die 
Breite auf 5,50 m beschränkt werden.

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, hier: Fuß-
weg

Analog § 9 Abs. Nr. 11 BauGB

Für die Erschließung des Gartenpavillons ist 
ein Fußweg ausreichend. Somit kann der Er-
schließungsaufwand durch eine geringere 
Ausbaubreite reduziert werden.

Anschluss an Verkehrsflächen; 
hier: Ein- und Ausfahrtbereich

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die westliche Zufahrt soll bestehen bleiben 
und gleichzeitig als Ein- und Ausfahrt des 
Plangebietes in die Metzer Straße dienen. 
Im östlichen Bereich soll eine Lichtsignalan-
lage installiert werden, deshalb sind dort 
Ein- und Ausfahrten nicht zulässig. Um den 
Verkehrsfluss in der Metzer Straße nicht zu 
stören, sind Ein- und Ausfahrten ausschließ-
lich als Rechtsabbieger vorgesehen.  

Private Grünflächen

Analog § 9 Abs. Nr. 15 BauGB

Die rückwärtigen Grundstücksflächen der 
Wohnbebauung werden als private Grünflä-
chen festgesetzt und somit für eine Nut-
zung zum Aufenthalt der Bewohner gesi-
chert. Somit sind ausreichend Freiflächen 
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auf den Privatgrundstücken vorhanden. Le-
diglich Anlagewege, Aufenthaltsbereiche / 
Terrassen, etc. sind in den privaten Grünflä-
chen zulässig.

Zur Eingrünung der Stellplätze wird im Ein-
fahrtsbereich zum Plangebiet ebenfalls eine 
private Grünfläche festgesetzt.

Mit Geh- und Fahrrecht zu  
belastende Fläche

Analog § 9 Abs. Nr. 21 BauGB

Zur Gewährleistung der Zufahrt bzw. der 
Zugänglichkeit zum bestehenden Wohnge-
bäude in der Metzer Straße 47, wird ein 
Geh- und Fahrrecht zugunsten dieses Eigen-
tümers festgesetzt. Damit ist unabhängig 
einer möglichen Parzellierung gewährleis-
tet, dass das Gebäude bauplanungsrecht-
lich erschlossen ist. Da die endgültige 
Grundstückseinteilung noch nicht abschlie-
ßend definiert ist, wird die mit Geh- und 
Fahrrecht zu belastende Fläche großzügig 
dimensioniert. Durch eine Grunddienstbar-
keit kann eine Zufahrt in ausreichender 
Größe gesichert werden.

Flächen für Gemeinschaftsanla-
gen; hier: Spielplatz

Analog § 9 Abs. Nr. 22 BauGB

In das Bebauungskonzept ist eine poten-
zielle Spielplatzfläche integriert, die bei Be-
darf realisiert werden kann. Diese Fläche ist 
mit der Festsetzung bauplanungsrechtlich 
gesichert. Die konkrete Ausgestaltung ist 
noch nicht abschließend definiert. 

Flächen für Gemeinschaftsanla-
gen; hier: Müllsammelplatz

Analog § 9 Abs. Nr. 22 BauGB

Gemeinschaftsanlagen für die Entsorgung 
(Müllsammelplatz) sind innerhalb des Plan-
gebietes ausschließlich in der ausgewiese-
nen Fläche für die Abfallentsorgung zuläs-
sig. Diese Fläche dient der Erreichbarkeit für 
Müllfahrzeuge, da die Erschließung des 
Plangebietes ausschließlich über einen Pri-
vatweg erfolgen soll.

Anlagen und Vorkehrungen 
zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Zur Sicherstellung eines ausreichenden 
Schallschutzes wird für die neugeplanten 
Gebäude die Festsetzung von passivem 
Schallschutz vorgesehen. Hierzu werden 
Anforderungen an die Luftschalldämmung 
von Außenbauteilen von Aufenthaltsräu-
men / schutzbedürftigen Räumen im Be-
bauungsplan definiert.

Die DIN 4109 enthält Anforderungen an die 
Luftschalldämmung von Außenbauteilen 
von Gebäuden unter Berücksichtigung 
unterschiedlicher Nutzungen / Raumarten. 
Die Anforderungen sind abhängig von den 
Lärmpegelbereichen. Die Lärmpegelberei-
che werden vom „maßgeblichen Außen-
lärmpegel“ abgeleitet.

Die Belüftung der geplanten Wohnbebau-
ung soll durch fensterunabhängige Lüf-
tungseinrichtungen gewährleistet werden. 
Eine ausreichende Belüftung der geplanten 
Gebäude / Räume ist somit auch bei ge-
schlossenen Fenstern sichergestellt. 

Die passiven Schallschutzmaßnahmen stel-
len somit ausreichend Lärmschutz und das 
Einhalten wohnverträglicher Innenpegel si-
cher.

Anpflanzen und Erhalten von 
Bäumen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB

Aufgrund der zentralen innerörtlichen Lage 
des Wohngebietes in direkter Nachbar-
schaft zu der bereits bestehenden Wohnbe-
bauung ist die hochwertige und qualitäts-
volle Ausgestaltung der Freiräume von be-
sonderer Bedeutung. Mit den getroffenen 
grünordnerischen Festsetzungen zur Errich-
tung einer Baumallee wird die Entwicklung 
ökologisch hochwertiger Pflanzungen mit 
Mehrwert für das Landschafts- und Stadt-
bild erzielt. Aus Gründen eines homogenen 
Erscheinungsbildes und zur Reduktion des 
Pflegeaufwandes wurde auf eine Pflanzliste 
verzichtet und die Anpflanzung von Säulen-
hainbuchen exakt definiert. Bei der Defini-
tion der Baumstandorte wurde die Freihal-
tung der Sichtachse zum denkmalgeschütz-
ten Gartenpavillon explizit berücksichtigt. 
Um das Anwachsen zu begünstigen, ist ein 

Abstand von 1,50 m zur Straßenkante vor-
gesehen. Für den Baumstandort an der 
Metzer Straße wurde entsprechend dem 
vorhandenen Bestand an der Metzer Straße 
eine Winterlinde gewählt.

Zusätzlich sind im Bereich der Gartenflä-
chen am Pavillon zwei Einzelbäume vorge-
sehen, um den historischen Gartencharak-
ter zu betonen.

Auf weitergehende Festsetzungen wird ver-
zichtet, da so noch Flexibilität bei der gärt-
nerischen Anlage der privaten Grundstücks-
flächen verbleibt und gewährleistet wird, 
dass die zu erhaltende Mauer durch Eingrü-
nung nicht nachteilig beeinträchtigt wird.

Gleichzeitig kann ein Teil des Ausgleiches, 
der aufgrund der Baumschutzsatzung erfor-
derlich ist, somit bereits im Plangebiet reali-
siert werden.

Festsetzungen aufgrund landes-
rechtlicher Vorschriften (gem. 
§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LBO 
und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landes-
wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung bereits vorhanden (Mischsystem) 
und weist noch Kapazitäten auf.  

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild, denn 
gerade aufgrund der direkten Nachbar-
schaft zur bestehenden Wohnbebauung in 
der Rosenstraße und den denkmalgeschütz-
ten baulichen Anlagen im Plangebiet spielt 
die Gestaltqualität eine besondere Rolle. So 
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wird beispielsweise die Dachform, wie im 
städtebaulichen Entwurf vorgesehen, als 
Satteldach festgesetzt. Damit ist die kon-
zeptgetreue Realisierung und damit die Ein-
heitlichkeit der Dachgestaltung im Plange-
biet in Anlehnung an den Bestand sicherge-
stellt.

Zur Betonung des historischen Gartencha-
rakters des Marienhofes werden Regelun-
gen zu den Einfriedungen in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein. Insbesondere die gestalterische 
Anpassung an das Denkmal im Eingangsbe-
reich zum Plangebiet ist damit gewährleis-
tet. Weitergehende gestalterische Festle-
gungen können insbesondere auch im 
Durchführungsvertrag getroffen werden.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die unmittelbare Umgebung, insbesondere 
die Rosenstraße, dient ebenfalls überwie-
gend dem Wohnen bzw. als Standort von 
Nutzungen, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören. Gegenseitige Beeinträchtigun-
gen dieser Nutzungen sind bisher keine be-
kannt und auch künftig nicht zu erwarten.

Die Festsetzungen wurden daher so ge-
wählt, dass sich die Wohnnutzung hinsicht-
lich Art und Maß der baulichen Nutzung, 
der Bauweise sowie der überbaubaren 
Grundstücksflächen in die Umgebung und 
in die direkte Nachbarschaft einfügt. Hier-
durch wird Konfliktfreiheit gewährleistet. 
Zusätzlich schließen die im Bebauungsplan 
getroffenen Festsetzungen innerhalb des 
Plangebietes jede Form der Nutzung aus, 
die innergebietlich zu Beeinträchtigungen 
führen können.

Auch Gewerbelärmeinwirkungen der nörd-
lich der Metzer Straße gelegenen Betriebe 
sind aufgrund der örtlichen Situation (Met-
zer Straße mit Trennwirkung) sowie der um-
gebenden Mauer nicht zu erwarten.

Aufgrund der besonderen Lage an der Met-
zer Straße und der direkten Nachbarschaft 
zur Autobahn ergeben sich Verkehrslärm-
einwirkungen. 

Nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 sind die Ori-
entierungswerte „als eine sachverständige 
Konkretisierung an den Schallschutz im 
Städtebau aufzufassen. Der Belang des 
Schallschutzes ist bei der in der Städtebau-
lichen Planung erforderlichen Abwägung 
der Belange als ein wichtiger Planungs-
grundsatz neben anderen Belangen […] zu 
verstehen. […] Wo im Rahmen der Abwä-
gung mit plausibler Begründung von den 
Orientierungswerten abgewichen werden 
soll, weil andere Belange überwiegen, sollte 
möglichst ein Ausgleich durch andere ge-
eignete Maßnahmen […] vorgesehen […]
werden.“

Dazu führt das BVerwG in seinem Urteil 
vom 22.03.2007 (Leitsatz, Az.: 4 CN 2/06) 
aus: „Weist ein Bebauungsplan ein neues 
Wohngebiet aus, das durch vorhandene 
Verkehrswege Lärmbelastungen ausgesetzt 
wird, die an den Gebietsrändern  […] über 
den Orientierungswerten der DIN 18005 
liegen, ist es nicht von vornherein abwä-
gungsfehlerhaft, auf aktiven Schallschutz 
durch Lärmschutzwälle oder -wände zu ver-
zichten. Je nach den Umständen des Einzel-
falls, z.B. in dicht besiedelten Räumen, kann 
es abwägungsfehlerfrei sein, eine Minde-
rung der Immissionen durch eine Kombina-
tion von passivem Schallschutz, Stellung 
und Gestaltung von Gebäuden sowie An-
ordnung der Wohn- und Schlafräume zu er-
reichen.“

Die Wahl einer massiven Bauweise mit 
lärmabschirmender Wirkung (z.B. Zeilen-
bauweise) scheidet aus, da die Wohnanlage 
in ihrer architektonischen und städtebauli-
chen Sprache hinter den Denkmälern zu-
rückbleiben soll. Die harmonische Anord-
nung und Gestaltung freistehender Baukör-
per und deren Gruppierung im vorderen Be-
reich des Grundstückes trägt diesem Grund-
gedanken Rechnung. Passiver Lärmschutz 
ist im Bebauungsplan festgesetzt. 

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist auch die Berück-
sichtigung ausreichender Abstände gem. 
Landesbauordnung. Die erforderlichen Ab-
standsflächen werden eingehalten. Somit 
ist eine ausreichende Besonnung und Belüf-
tung der baulichen Anlagen gewährleistet. 

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Das Angebot sollte dabei vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende Bebauungsplan 
kommt dieser Forderung nach. Die bislang 
brachliegende Fläche wird für eine Neuent-
wicklung (Neubau einer Wohnanlage) be-
reit gestellt. Insbesondere durch die Errich-
tung von Einfamilien- und Mehrfamilien-
häusern werden innenstadtnah besondere 
Angebotsformen des Wohnens geschaffen. 
Der bestehenden Nachfrage in Saarlouis 
wird somit in integrierter Lage Rechnung 
getragen. 

Auswirkungen auf die Belange der 
Baukultur, des Denkmalschutzes und 
der Denkmalpflege, erhaltenswerte 
Ortsteile, Straßen und Plätze von 
geschichtlicher, künstlerischer oder 
städtebaulicher Bedeutung und 
die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes

Die Freianlagen befinden sich aktuell in ei-
nem pflegebedürftigen Zustand, die städte-
bauliche und gestalterische Qualität des 
Plangebietes ist optimierungsbedürftig. 

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Grundstückes hin zu einer Wohnanlage und 
durch die städtebaulich hochwertige archi-
tektonische und gestalterische Konzeption 
des geplanten Vorhabens wird das Stadt- 
und Erscheinungsbild des Grundstückes 
und des direkten Umfeldes städtebaulich 
und gestalterisch aufgewertet.

Bei den Festsetzungen im Plangebiet wurde 
der Belang des Denkmalschutzes besonders 
berücksichtigt. Das Maß der baulichen Nut-
zung, insbesondere die Zahl der Vollge-
schosse und die Höhe baulicher Anlagen, 
sind an der Umgebung orientiert. Somit 
wird ein Einfügen in den Bestand erreicht.

Auch die Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen garantieren ausrei-
chend Frei- und Abstandsflächen zu dem 
denkmalgeschützten Gartenpavillon. Von 
der Anordnung und Gestaltung der geplan-
ten Baukörper geht keine dominierende 
Wirkung gegenüber den Denkmälern aus. 
Das Mehrfamilienhaus wurde in seiner bau-
lichen Ausgestaltung an das Erscheinungs-
bildes des denkmalgeschützten Hauptge-
bäudes angepasst. 

Durch die Umsetzung entscheidender Qua-
litätsvorgaben, die mit dem Bebauungsvor-
schlag 3 erarbeitet wurden, werden die Be-
lange der Baukultur und des Denkmalschut-
zes berücksichtigt. Darüber hinaus ist auch 

die Sanierung der denkmalgeschützten 
Mauer, des Gartenpavillons sowie der Eck-
türme vorgesehen.

Die besondere historische Bedeutung des 
Marienhofes wird gewahrt. Nachteilige 
Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

Die Festsetzung von Eingrünungen im Plan-
gebiet bildet zudem einen Mehrwert für das 
Landschafts- und Stadtbild.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung einer extensiv bewirtschafteten 
Gartenfläche.

Aufgrund der Vorbelastungen, resultierend 
aus der ehemaligen Nutzung, der Zent-
rumsnähe, der Lage an der Bundesstraße 
sowie der Bewegungsunruhe in der direk-
ten Umgebung, finden über das bisherige 
Maß hinausgehende relevante Eingriffe in 
Natur und Landschaft nur in geringem Ma-
ße statt. Die potenziellen Auswirkungen auf 
umweltschützende Belange sind gering.

Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen 
sind die Lebensraumstrukturen des Plange-
bietes und der näheren Umgebung stark 
eingeschränkt, sodass der Geltungsbereich 
aktuell nur eine mittlere ökologische Wer-
tigkeit für Tiere und Pflanzen hat. Auch hin-
sichtlich der Arten und Biotope sowie der 
biologischen Vielfalt ist der Geltungsbereich 
nicht besonders hochwertig und deutlich 
beeinträchtigt. Das Gebiet hat keine beson-
dere naturschutzfachliche oder ökologische 
Bedeutung. Von dem Planvorhaben sind 
keine gesetzlich geschützten Biotope, FFH-
Lebensraumtypen und bestandsgefährde-
ten Biotoptypen oder Tier- und Pflanzenar-
ten betroffen. Es kommen ebenfalls keine 
Tier- oder Pflanzenarten mit besonderem 
Schutzstatus vor (Ausnahme Baumschutz-
satzung), so dass der geplanten Wohnanla-
ge auch keine artenschutzrechtlichen Be-
lange entgegenstehen. Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung sind nicht be-
troffen.

Der Baumbestand unterliegt dem Schutz 
der städtischen Baumschutzsatzung. Ein Teil 
der Bäume ist bei einer teilweisen Entfer-
nung des Gehölzbestandes eines „Verbun-
des“ statisch ungünstig und kann somit 
auch grundsätzlich nur bedingt erhalten 
werden. Für die Inanspruchnahme ist durch 
die Baumschutzsatzung adäquater Ersatz 
gesichert. 

Im Übrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, als vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Bedingt durch die hohe Verkehrsbelastung 
in der Metzer Straße ist nur ein Abbiegen  
zum Plangebiet aus Richtung Autobahn und 
nur ein Einbiegen in die Metzer Straße in 
Richtung Innenstadt vorgesehen. Um die 
Realisierung einer Signalanlage zu ermögli-
chen, können Ein- und Ausfahrten zur Met-
zer Straße ausschließlich im westlichen Be-
reich des Marienhofes erfolgen.

Die verkehrssichere und leistungsfähige Ab-
wicklung des zusätzlich auftretenden Ver-
kehrs wurde in einem Verkehrsgutachten 
nachgewiesen. Das Gutachten kommt zu 
folgendem Ergebnis: „In der B405 Metzer 
Straße ist am Vormittag die Stunde von 
07:30 bis 08:30 Uhr mit 455 Kfz stadtaus-
wärts und 921 Kfz in Richtung Innenstadt, 
am Nachmittag von 16:00 bis 17:00 Uhr 
mit 634 Kfz stadtauswärts und 701 Kfz in 
Richtung Innenstadt die maßgebende Spit-
zenstunde. 

Die Verkehrsprognose setzt sich aus der All-
gemeinen Verkehrsprognose und der Prog-
nose des zukünftigen Verkehrs der Wohnan-
lage zusammen. 

Der Faktor für die Allgemeine Verkehrsprog-
nose beträgt bis zum Jahr 2030 7,6 %. 

Die Ermittlung der zukünftigen Verkehre der 
Wohnanlage Marienhof erfolgt durch eine 
Abschätzung mit Hilfe der Veröffentlichung 
der deutschen Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen „Hinweise zur 
Schätzung des Verkehrsaufkommens von 
Gebietstypen“ Ausgabe 2006 sowie eige-
ner Erfahrungswerte, getrennt für die Spit-
zenstunde Vormittag und die Spitzenstunde 
Nachmittag. (...)

Die Berechnung ergibt in der Spitzenstunde 
Vormittag 6 Kfz im Zielverkehr und 41 Kfz 
im Quellverkehr, am Nachmittag 41 Kfz im 
Zielverkehr und 18 Kfz im Quellverkehr. (...) 

Sowohl für die Spitzenstunde Vormittag als 
auch für die Spitzenstunde Nachmittag er-
gibt sich bei der geplanten Anschlussform 
der Zufahrt Wohnanlage Marienhof (rechts 
rein - rechts raus) die beste Qualitätsstufe 
QSV B = „gut“ (...). 
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Der Nachweis der Anfahrsicht erfolgt auf 
Grundlage der RASt 06 - Richtlinien für die 
Anlage von Stadtstraßen. 

Die Bäume sowie der Beleuchtungsmast 
entlang der B405 Metzer Straße stehen 
zwar im Sichtfeld, beeinträchtigen die An-
fahrsicht des rechtseinbiegenden Verkehrs-
teilnehmers aber nicht, wenn er 5 m vor der 
Fahrbahn anhält und somit den kombinier-
ten Geh- und Radweg freihält. Anders sieht 
es mit dem Bodenbewuchs auf dem Grün-
streifen aus. Dieser muss in jedem Fall ent-
fernt werden. 

Abschließende Bewertung: Die neue Wohn-
anlage kann in der gewählten Anschluss-
form (nur ein Abbiegen aus Richtung Auto-
bahn und nur ein Einbiegen in Richtung In-
nenstadt) leistungsfähig und verkehrssicher 
an die B405 Metzer Straße angebunden 
werden.“
(Quelle: Verkehrsgutachten zur Errichtung einer Wohn-
anlage im Bereich Marienhof, Metzer Straße, Stand: Ju-
ni 2015) 

Die interne Erschließung wird ausschließlich 
Privat organisiert, so dass sich hierdurch 
keine nachteiligen Auswirkungen für die 
Kreisstadt Saarlouis ergeben (keine Unter-
haltungs- und Instandsetzungsverpflich-
tung). 

Der ruhende Verkehr wird an zentralen Stel-
len des Plangebietes und auf den Grundstü-
cken geordnet. Dies trägt dazu bei, dass ru-
hender Verkehr und Parksuchverkehr auf 
den angrenzenden Straßen des Plangebie-
tes vermieden wird.

Änderungen der Anbindung an den ÖPNV 
ergeben sich durch die Planung nicht. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes vorhanden. 
Unmittelbar an der Metzer Straße ist ein 
Müllsammelplatz vorgesehen, so dass die 
Erreichbarkeit durch Entsorgungsfahrzeuge 
gewährleistet ist.

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch aus-
geschlossen werden.

Auswirkungen auf private Belange

Mit der vorliegenden Planung wird dem pri-
vaten Grundstückseigentümer, dem Vorha-
benträger, Baurecht zugestanden. Die Wert-
haltigkeit des Grundstückes wird gesteigert.

Durch die Planung ergeben sich demnach 
für den Grundstückseigentümer keine nega-
tiven Folgen. Auch mögliche nachteilige 
Auswirkungen auf die angrenzende Wohn-
nutzung sind nicht zu erwarten, da auch der 
zu entwickelnde Standort künftig dem Woh-
nen dienen wird und somit verträglich ist. 
Ausreichend Abstände zu dem südöstlich 
angrenzenden Nachbar (Rosenstraße 8) 
sind durch die privaten Grünflächen ge-
währleistet. Zum anderen wurden entspre-
chende Festsetzungen getroffen, um das 
harmonische Einfügen in den Bestand zu si-
chern (vgl. vorangegangene Ausführungen).

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berück-
sichtigenden Belange werden nach jetzi-
gem Kenntnisstand durch die Planung nicht 
berührt.

Bodenordnerische Maßnahmen

Das Plangebiet ist bereits erschlossen. Das 
Grundstück befindet sich im Eigentum des 
Vorhabenträgers, so dass sich hieraus keine 
grundsätzlichen Restriktionen für die Pla-
nung ergeben.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes
•	 Revitalisierung einer bisher unterge-

nutzten Fläche im Sinne der Innenent-
wicklung

•	 Mit der Erweiterung des Angebotes an 
hochwertigem Wohnen wird die Kreis-
stadt / der Vorhabenträger der be-
stehenden Nachfrage gerecht

•	 Wahrung der Belange des Denkmal-
schutzes, Sanierung der denkmalge-
schützten Mauer, des Gartenpavillons 
sowie der Ecktürme im Zuge der Bebau-
ung

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

•	 Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden 

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs, Ordnung des ru-
henden Verkehrs auf dem Grundstück

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die ge-
gen die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes wurden die 
zu beachtenden Belange in ihrer Gesamt-
heit untereinander und gegeneinander ab-
gewogen. Aufgrund der genannten Argu-
mente, die für die Planung sprechen, kommt 
die Kreisstadt zu dem Ergebnis, dass der 
Umsetzung der Planung nichts entgegen-
steht.
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Flächenbilanz

Bezeichnung Fläche (gerundet)

Verkehrsfläche ca. 910 m2

Überbaubare Grundstücksfläche ca. 1.860 m2

Private Grünflächen ca. 2.140 m2

Flächen für Stellplätze, Carports, Garagen, etc. ca. 1.070 m2

Spielplatzfläche ca. 170 m2

Sonstige Flächen ca. 680 m2

Gesamt (Geltungsbereich) ca. 6.830 m2
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Anhang

Notwendiger Baumersatz nach Baumschutzsatzung

Baumverlust Stamm-Umfang Notwendiger 
Ersatz

6 x Hängebirke 1 x 1,7 m; 1 x 1,2 m; 2 x 1,3 m; 1 x 1,4 m; 1 x 0,9 m; 7

4 x Fichte 1 x 1,6 m; 1 x 0,6 m; 1 x 1,1 m; 1 x 1,4 m 5

2 x Bergahorn 1 x 1,1 m; 1 x 1,7 m 3

5 x Esche 1 x 1,1 m; 1 x 1,2 m; 1 x 3,2 m; 1 x 4,1 m; 1 x 1,3 m 10

1 x Weißtanne 1 x 1,0 m 1

3 x Blaufichte 1 x 0,7 m; 1 x 0,75 m; 1 x 1,1 m 3

1 x Ginkgo 1 x 0,4 m 1

1 x Rosskastanie 1 x 2,4 m 2

2 x Schwarzkiefer 1 x 2,2 m; 1 x 2,3 m 4

1 x Weymouth-Kiefer 1 x 2,5 m 2

2 x Walnuss 1 x 0,5; 1 x 0,9 2

1 x Waldkiefer 1 x 1,7 m 2

1 x Kirsche 1 x 1,7 m 2

1 x Traubenkirsche 1 x 0,7 m 1

1 x Eingriffliger Weißdorn 1 x 0,5 m 1

insgesamt 32 46
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